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An 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 
Anton BENYA 

1010 "vi i e n .... ~. 
" -... -

Die Abgeoz:dn:eteril'zum Nationalrat PET ER , Dro S,:[,IX, MELTER, 
Dipl.lng .. ·t:~ICHf und Genos~ .. tt nai")en am 40 N~~mber 1971 
unter der Nummer 1/Jan mich eine schriftliche Anfrage 

~·betreffend die von der Post kraft Gesetzes zu erbringen-, 
. 'den: DienstleistWigen, "gerichtet, we16he Jfolgenden Wort-

laut "hat: r.;' .-~ 

"Im Zusammt:rlha~g· mit ~d.em erklärten>:"Zielder Bundesregierung, 
österreich "europareif" zu machen, sehen 'sich die unter­
zeichneten Abgeordneten veraniaßt, mit allen Nachdruck dar­
auf hinzuweisen, daß die vom Bundesministerium für Verkehr 
in Aussicht genommene Auflassung der Post zustellung an 
Samstagen zu diesem wichtigen und nach Ansicht der FPÖ­
Nationalratsfraktion vorrangigen Ziel in einem eklatanten 
Widerspruch stehto 

Dies geht allein schon daraus hervor, daß die Samstag-Zustel­
lung nicht nur in sämtlichen Nachbarstaaten österreichs 
sondern darüber hinaus auch in Ländern wie Schweden, Dänemark', 
Frankreich, Belgien, Niederlande, Großbritannien, Spanien, 
Vereinigte Staaten von Amerika und Sowjetunion zu den selbst­
verständlichen Dienstleistungen der PO,st gehört. 
Die überaus nachteiligen Folgen, die eine Reduzier1Lng der 
Postzustellung auf fünf Wochentage für die österreichische 
Wirtschaft hätte, liegen ebenso klar auf der Hand wie die 
Tatsache, daß die sich aus einem solchen Schritt ergebende 
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,Unterbindungder Zeitungszustellung am Wochenende eine 
erhebliche Gefährdung der freien Information bedeuten würdeo 

Es muß festgehalten werden~ daß jene Umfrage, die das Bundes­
ministerium für Verkehr vor einigen Monaten zur Ermittlung 
des tatsächlichen Interesses an der Samstag-Zustellung der 
Post durchgeführt hat, von vornherein ungeeignet war, ein 
Ergebnis mit echtem Aussage~ert zu erbringen. Durch eine 
weitere Befragungsaktion wurde nämlich mittlerweile zweifels­
frei festgestellt~ daß der überwiegende Teil der selbständig 
Erwerbstätigen auch samstags auf die Dienste der Post An-
spruch erhebt 0 , ", 

'" .. ..., <, 

Wenngleich die Entscheidung über Ausmaß und Umfang der von 
der Post zu e~bringenden pief.~tleistungen, beiru:"Butndesminister .. 
für Verkehr 'liegt, so darf doch keinesfalls übersehen werden, 
daß von den Konsequenzen einer Auflassung der Postzustel­
lung an Samstagen sehr weitgehend auch solc?-e Interessen tan­
giert würden, deren WahjPehmung anderen'Ministerien übertragen 
isto In diesem S~nne Qedarf eine Regelung, die d~n verständ­
lichen \-Junsch der Postbediensteten nach mehr Freizeit und die'; 
in einem modernen Gemeim'1esen unentbehrlichen Dienstleistungen 
in einen für die Allgemeinheit tragbaren Einklang bringt, der 
Mitwirkung des Bundeskanzlers und aller beteiligten Ressorts. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn 
Bundeskanzler die 

Anfrage; 

1 .. Haben interministerielle Koordinier m:gsgespräche stattge­
funden, um vor allem auch dem Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie Gelegenheit zu geben, sich über die 
in seinem Ressortbereich zu erwartenden Konsequenzen einer 
Abschaffung der Postzustellung.an Samstagen zu äußern? 

20 Wenn ja: Welche Ergebnisse liegen bereits vor? 
30 Wird angesichts der von der Bundesregierung nach Ihrer 

eigenen Erklärung angestrebten Europareife Österreichs 
mit der gegenständlichen Frage allenfalls der Ministerrat 
befaßt werden? 
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4. Ist in jedem Falle sichergestellt, daß bezüglich der 
von der Po~t künftig zu erbringenden Dienstleistungen 
eine Entscheidung g~troffen werden wird, die auf dem 
Boden der nach Ihren eigenen Worten noch immer gültigen 
Regierungserklärung vom 27uAprii 1970 steht und. vor allem 

.. mit folgenden PUJlktcn dieser Erklärung übereinstimmt: 
'" Verbesserung des Nahverhältnisses zwischen dem einzelnen 

Staatsbürger und den Behörden 
* Verstärkter Schutz der Informationsfreiheit 
* Ausrichtung der Struktur der öffentlichen Verwaltung 

auf die Erfordernisse eines Industriestaates 
* Einführung moderner VervTal tungsmethoden (,. 
* Förderung des Fremdenverkehrs 
* Sicherung des Platzes der Klein- und Mittelbetriebe in 

der modernen Industriegesellschaft? 

Ich beehre mich, diese Frage irTie folgt zu bea.ntltlorten: 

=- Zu Pu!l~ 12. 
Der Herr Bundesminister für Verkehr hat schon vor längerer 
Zeit bei der Generaldirektion für di~ Post= und Telegraphen­
verwaltung eine Korr®ission zur Behandlung der Frage der 
Einführung der 5-Tage-Woche im Bereich der Post- und Telegra= 

. phenvcn-raltung eingesetzt .. Diese Kommission, die aus Ver­

tretern der Verwaltung und der Personalvertretung besteht, 
hat; ~rstmals Anfang November Vertreter der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft, des Österreichischen Zeitungsheraus­
geberverbandes und der Österreichischen Posts:parkasse beige­

zogen" 

Durch die Heranziehung der oben angeführten Interessenver­
tretungen \'mrde sichergestellt, daß die Interessen des Handels, 
des Gewerbes und der Industrie bei den Verhandlungen über 
eine allfällige Einschränkung der Postzustellung an Samstagen 
zeitgerecht zur Sprache kommen beziehungsweise die durch die 
Einführung der 5·-Tage,~·1t!oche auftretenden Probleme aufgezeigt 

werden. 
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Die Verhandlun§eu ~ eine Neuregelung des Dienstes auf den 
Postämtern konnten bereits abgeschlossen werdeno Die inter­

ministerielle Koordination \,rurde im Rahmen des :Ministerrates, 
der sich in seiner Sitzung vom 1401201971 mit dieser Frage 
ein5ehend befaßte, durchgeführte 

~u Pu=nkt 2). 

Als Ergebnis der Koordinierungsgespräche zwischen den Inter­
. essenvertretungen und der Koordinierung im Rahmen des Mini­

sterrates ist der Bericht des Bundesministers für Verkehr 
an die Bundesregierung anzusehen~ der Grundlage für den 
Ministerratsbeschluß vom 14 .. 1201971 bildete .. 
Nach diesem Bericht und dem darauf beruhenden Beschluß des 
Ministerrates sollen zur '\'lei teSgehenden Einführung der 5-
Tage~\{oche ab '1,. 11 .. 1972 an Samstagen nur mehr bei 'rUnd 380 Post­
ämtem. österreichs Schal terstunden gehalten \<[erden", Um aber 

jenen Teilen der Bevölkerung entgegenzukommen, die ihre Post­
geschäfte bisher vor allem an Samstagen abgewickelt haben, 
werden die Amtsstunden aller Postämter an Freitagen so fest­
gelegt werden, daß die Postämter grundsätzlich erst um '19 Uhr. 
schließen, der Kassaschluß wird im ailgemeinen mit 18 Uhr 
feßtgelegt werdeuo 

Der rlinisterrat der Bundesregierung Klaus hat sich in der· 

Ministerratssitzung am 2,,"12 .. 1969 mit d.er Frage der Einfüh-
rung der lj-3~Stunden-Woche beziehungsweise der Verkürzung der 

P~~beitszeit befaßt~ Es wurde damals beschlossen, für den öffent­
lichen Dienst eine Arbeitszeitregelung und insbesondere eine 

etappenweise ArbeitszeitverkürzlUlg mit dem Ziele einer ef­
fektiven Arbeitszeit von \'löchentlich40 Stunden bis zum 
'I .. Jänner 1975 vorzusehen .. Wie schon oben er1:1ähnt? wurde eine 
Lösung des Problems durch den f1inisterratsbeschluß vom 

1lL.12.,1971 herbeigeführt .. 

Da in. der Vergangenheit die personellen Aus1;firkungen von 
Arbeitszeitverkürzungen bei der Post-und Telegraphenvervlaltung 

ir/ei tgehend durch Rationalisi.erungsmaßnahmen abgefangen wurden -

t 
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dies gilt insbesondere für die Arbeitszeitverkürzung von 
48 auf 45 Wochenstunden im Jahre 1959 - eröflllen weitere 
RationalisiertUlgen in dieser Hinsicht keinen besonderen 
Spielraum mehro So mußte· schon anläßlich der Verwirkli-
chung 'der 1. Etappe der tmter Ziffer 3 erwähnten Herabset­
zung der Arbeitszeit auf Betriebseinschränkungen zurückgegrif­
fen werdens Die Realisierung der noch ausständigen Etappen 
der Arbeitszeitverkürzung (101 .. 1972 und 1.101975) sowie die 
Einführung der 5-Tage-Woche im Postdienst - deren Berechtigung 
noch von keiner Seite bestritten wurde - erscheint somit bei 
Aufrechterhaltung des derzeitigen Betriebsumfanges der Post 
nur im "lege vonPersonalvermehrungen möglicho Die Gangbar-
keit dieses Weges ist allerdings einerseits durch die ange­
spannte Arbeitsmarktlage und andererseits durch posteigene 
strukturelle.Probleme - die meisten Postämter sind Kleindienst­
stellen mit nur v/enigen Arbeitskräften, wodurch die Einfüh­
rtL.""1g von Turnusdiensteinteilungen nicht ohne weiteres möglich 
ist - äußerst problematisch.. Unter Berücksichtigung des Um­
standes, daß die 5-Tage-\1oche in \-lei ten Bereichen der Wirt­
schaft bereits verwirklicht· ist und dementsprechend auen die 
Dienstleistungen der Post an Samstagen. in geringerem Maße als 
an fu""1deren Werktagen inA.Tlspruch genommen v!erden, la'g es 
daher nahe, an gewisse weitere Einsct~änkungen edel' Einstel­
lung weniger beanspruchter Dienste zu denken.. Die Aufrecht­
erhaltung des Postdienstes an Samstagen im bisherigen Umfang 
\'TÜrde jedenfalls einen wirtschaftlich nur schwer vertretbaren ., 
Personalmehraufwand erfordern.. Es mußte daher eine Lösung 
gefunden werden, die zwar die Postversorgung im nötigen Maße 
sicherstellt, aber dennoch den Personalaufwand in erträglichen 
Grenzen hält., 

Um zu gewährleisten 1 daß auch nach Einführung einer 5-Tage­
Woche im Postdienst die von der Post zu erbringenden Dienst­
leistungen sich mit den Aussagen de::.:- Regierungserklärung vom 
27,.4 .. 1970 in Einklang befinden \'Ierden, "I.'lUrde die unter 1. ge­
nal~te Kommission mit dem Auftrag eingesetzt, das Problem nach 
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allen Richtungen zu untersucr:e"1, iJ::1 G:,l'!;;:Ur. ~:"1 ~'.1 s(':'.~·: :-fC!l, 

die den zur Entscheidung berufenen Organen eine Berücksich­

tigung aller Auswirkungen ermöglichen .. 

Die mit 1.201972 wirksam"werdende Lösung wird das Nahverhält­
nis zwischen dem einzelnen Staatsbürger und den Behörden 
gar nicht beeinflussen, da schon jetzt die meisten Behörden 
an Samstagen keinen Dienst versehen... Fü:t:' dringende Fälle 
steht der Eil- und Telegrammdienst sowie das Fernsprechnetz 
uneingeschränkt zu.r Verfügung" Der Entfall der Samstagdienst­
stunden bei den an Samstagen zu sperrenden. Postämtern wird , 
iiberd;:ies durch eine Amtsstundenverlängerung an Freitagen bei 

al~~en Postämtern kompensiert 0 

Die Informationsfreiheit ist nicht im geringsten beeinträchtigt, 

da'die Tageszeitungen am Samstag zugestellt werden$ 

.Die Neuregelung des Samstag-·Dienstes bei den Postämtern steht 
einer Ausrichtung der Struktur der öffentlichen Verwaltung 
auf die Erfordernisse eine.~s Industriestaates sowie der Ein­
führung moderner Verwaltungsmethoden in keiner Weise entgegen. 
Es kannvilemehr erwartet werden, daß sich durch künftige Kon­
zentration der Dienstleistungen auf die an Samstagen geöffne­
ten Postämter ein die Struktur unserer Dienststellen verbes­
sernder Eff~kt ergibt 3 

Bei der Auswahl der an Samstaßen geöffneten Poste~ter wurde 
all.f die geographische Lage') den Verkehrsumfang und die Wertig­
keit dieser Ämter Bedacht geno:a:unen" 

KREISKY m .. J>., 

". 
t 
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